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Vorwort

Elke Bartz

Liebe Leserin,
lieber Leser,

die Luft ist raus. Am 1. Juli tritt 
das Pfl egeversicherungs-Weiterent-
wicklungsgesetz in Kraft. Aus der 
geplanten Reform ist aus der Sicht 
behinderter Menschen ein Reförm-
chen geworden. Wichtige Kern-
punkte unserer Forderungen sind un-
berücksichtigt geblieben. So behält 
die Pfl egeversicherung ihren Son-
derstatus, da sie nicht zum Träger 
der Rehabilitation “ernannt” wurde. 
Somit wird sie auch weiterhin wich-
tige Regelungen - wie beispielswei-
se die fristgerechte Bearbeitung von 
Anträgen (§ 14 SGB IX) ignorieren. 
Auch die wichtigste Forderung, dass 
behinderte Arbeitgeberinnen und 
Arbeitgeber Geldleistungen in der 
Höhe der Sachleistungen – zumin-
dest als Teil eines trägerübergreifen-
den Persönlichen Budgets – erhalten 
können, wird nicht umgesetzt. Es ist 
gerade einmal gelungen, dass über 
einen Entschließungsantrag weitere 
Modelle durchgeführt werden kön-
nen. Das Bundesministerium für 
Gesundheit hat sich mehr als resis-
tent gegenüber unseren, aber auch 
den Argumenten andere Selbsthil-

feverbände und namhafter Wissen-
schaftler gezeigt. Da trösten auch 
Leistungsausweitungen im 10 Euro-
Bereich nicht. Nach mehr als 20.000 
Kilometern Fahrt und zig-Stunden 
Arbeit in Sachen Pfl egereform allein 
von ForseA-Seite ist dies eine mehr 
als magere Bilanz. Dennoch werden 
wir, wo immer es möglich ist, auch 
in diesem Bereich weiterhin aktiv 
bleiben und unsere Forderungen – 
wenn es sein muss gebetsmühlenar-
tig – immer wieder vortragen.

Derzeit arbeitet die Universität 
Bielefeld an einer Neudefi nition des 
Pfl egebedürftigkeitsbegriffes. Dieser 
wird weit reichende Auswirkungen 
sowohl auf die Pfl egeversicherung, 
die ergänzenden Leistungen der Hil-
fe zur Pfl ege durch den Sozialhilfe-
träger und die Eingliederungshilfe 
haben. Noch liegen uns zu wenige 
Fakten vor, so dass (fast) alle Aus-
sagen dazu im spekulativen Bereich 
liegen. Wir werden aber selbstver-
ständlich berichten, wenn es an der 
Zeit ist. 

Die Reform der Eingliederungs-
hilfe wird von vielen Seiten gefor-
dert, wenn auch aus unterschiedli-
chen Gründen. Während Menschen 
mit Behinderungen Eingliederungs-
hilfeleistungen endlich als Nachteil-
sausgleiche – und damit einkom-
mens- und vermögensunabhängig 
– gewährt bekommen wollen, geht 
der Einkommens- und damit Vermö-
genseinsatz behinderter Menschen 
und deren Angehöriger aus Sicht der 
Sozialhilfeträger noch längst nicht 
weit genug.

Wen wundert es angesichts des-
sen, dass Begriffe wie “gleichbe-
rechtigte Teilhabe”, “Selbstbestim-
mung” und “Paradigmenwechsel” 
bei der einen oder dem anderen mit-
tlerweile Würgereize verursachen?! 
Es ist jedoch so relativ kurz vor den 

Bundestagswahlen im kommenden 
Jahr kaum noch mit einer Einglie-
derungshilfereform in dieser Legis-
laturperiode zu rechnen.

Das Persönliche Budget ist seit 
dem 1. Januar endgültig zur “Never-
ending-Story” geworden (wir berich-
teten). Nach wie vor herrschen Unsi-
cherheit und Unkenntnis vor. Und es 
gibt nach wie vor zu wenige Men-
schen, die Budgetberatung und -un-
terstützung leisten können. Deshalb 
führt ForseA im Juni in Kooperation 
mit dem Bundesministerium für Ar-
beit und Soziales eine 5-tägige Schu-
lung durch. Wir ahnten zwar, dass es 
viele Interessenten an diesem Semi-
nar geben würde. Was wir nicht wis-
sen konnten war, dass es bereits drei 
Tage nach Ausschreibung aus- und 
ca. 10 Tage danach doppelt über-
bucht sein würde. Nun bemühen wir 
uns, Sponsoren bzw. Förderer für 
eine weitere Schulung zu fi nden.

Während ich diese Zeilen schrei-
be – es ist der 3. Mai – tritt die UN-
Konvention in Kraft, da 20 Staaten 
sie ratifi ziert haben. Deutschland 
zählt nach wie vor nicht dazu. Viele 
Menschen mit Behinderungen setzen 
große Hoffnungen auf diese Kon-
vention, da sie ihnen eine tatsächlich 
gleichberechtigte Teilhabe gewähren 
soll. Und schlecht kann die Konven-
tion nicht sein, denn sonst hätte die 
Bundesregierung keine Angst davor, 
sie umsetzen zu müssen und sie wäre 
schon längst ratifi ziert.

Für heute bleibt mir nur noch, 
Ihnen allen einen wunderschönen 
- weder zu heißen noch zu kühlen - 
Sommer zu wünschen.

Ihre 

 

Vorsitzende

Elke Bartz
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kobinet-nachrichten vom 
3. Februar 2008

Bürokratie siegt über 
Menschenwürde und 
Selbstbestimmung
Alten-WG droht end-
gültiges Aus

Marsch aus den Institutionen / Daheim statt Heim

Einer Wohngemeinschaft al-
ter Menschen im hohenlohischen 
Bretzfeld-Unterheimbach droht jetzt 
die endgültige Schließung, nachdem 
das Regierungspräsidium Stuttgart 
darin ein illegales Pflegeheim sieht.

Schon im vergangenen Jahr sah 
es so aus, als ob die Wohngemein-
schaft aufgelöst und die WG-Be-
wohnerinnen und Bewohner in ein 
oder mehrere Altenpflegeheime ver-
legt würden. Doch die Beschlüsse 
des Verwaltungsgerichtes Stuttgart 
und des Verwaltungsgerichtshofes 
Mannheim, die im Rahmen von 
einstweiligen Verfügungen gespro-
chen wurden, gaben der WG eine 
Galgenfrist. Sie sahen in der WG 
kein (illegales) Heim, das sofort - 
noch vor dem Hauptsacheverfahren 
- geschlossen werden müsste.

Tatsächlich war die WG zwölf 
Jahre als Kleinstheim mit ursprüng-
lich neun, später dann acht, Bewoh-
nerinnen und Bewohnern geführt 
worden. Dies wurde erst infrage 
gestellt, nachdem der Medizinische 
Dienst der Krankenkassen (MDK) 
mit dem Zollstock die Quadratme-
terzahl der Wohnfläche ermittelte 
und zu dem Schluss kam, dass diese 
nur für sechs Personen und nicht für 
neun ausreichen würde. Die Quali-
tät der Pflege und Versorgung wur-
de nie beanstandet. Da aber keiner 
der Bewohnerinnen und Bewoh-
ner ausziehen und in ein “Heim” 
wechseln wollte, entschlossen diese 
und ihre gesetzlichen Betreuer sich 
dazu, eine Wohngemeinschaft mit 
einzelnen Miet- und Versorgungs-
verträgen zu gründen.

Jetzt aber stellte das Regierungs-
präsidium Stuttgart in einem rund 
50-seitigen Schreiben fest, dass die 
WG seiner Meinung nach doch als 
Heim einzustufen sei. Die zuständi-
gen Pflegekassen stellten daher so-
fort ihre Leistungen ein, so dass die 
Pflege nicht mehr finanziert werden 
kann. Altenpflegerin Monika Geb-
hardt: “Wir können ohne die Leis-
tungen der Pflegeversicherung den 
Pflegedienst nicht mehr bezahlen. 
Die Pflegeverträge mussten des-
halb auf den 8. Februar gekündigt 
werden. Wenn nicht ein Wunder ge-
schieht und wir eine größere Spen-
de erhalten, haben wir nicht die 
Möglichkeit die Zeit bis zur Been-
digung eines weiteren Klageverfah-
rens zu überbrücken”.

Laut Gebhardt lebten derzeit nur 
noch sechs Bewohnerinnen und Be-
wohner in der WG. Die Anforderun-
gen an die Quadratmeterzahl auch 
für ein Kleinstheim wären damit er-

füllt: “Doch jetzt heißt es plötzlich, 
wir würden unsere Bewohnerinnen 
und Bewohner mangelhaft versor-
gen. Wir sind entsetzt, was uns da 
unterstellt wird”.

Gestern habe der Sohn eines 
WG-Bewohners seinem Vater er-
klärt, dass er vermutlich bald in ein 
Pflegeheim ziehen müsste. Dieser 
habe darauf geantwortet: “Ich gehe 
hier nicht raus. Niemals!”        elba

Leserbriefe zu diesem Artikel:

Inge Rosenberger schrieb am 
3. Februar 2008

Zu wessen Nutzen?

Es macht mich so was von wü-
tend, wenn gute alternative Wohn-
formen, in denen die Menschen 
(egal ob alt oder jung) zufrieden 
leben, mit vorgeschobenen “Ar-
gumenten” oder überflüssigen Pa-
ragraphen so massiv be- und ver-
hindert werden. Mit dieser - für 
mich sehr fragwürdigen - Metho-
de nimmt man auch anderen Men-
schen den Mut und die Energie, ein 
selbstbestimmtes Leben im Alter 
oder bei Behinderung anzustreben.

Wasilios Katsioulis schrieb am 
3. Februar 2008

Beendigung des Klageverfahrens

Zu bemängeln ist, warum nicht 
bis zum Ende des Klageverfahrens 
gewartet werden konnte, zumal die 
betroffenen Personen bereits seit 
Jahren offenbar zufrieden in der 
Gemeinschaft lebten. Dies wäre 
nicht nur besser für die Betroffenen 
gewesen, sondern auch billiger für 

Marsch aus den Institutionen / Daheim statt Heim
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die Staatskasse. Auf diese Art und 
Weise wird leichtfertig mit Steuer-
geldern umgegangen weil “Notlö-
sungen” immer teurer sind als Lö-
sungen auf die sich die Betroffenen 
bereits Jahre eingestellt haben.

Des weiteren wäre es wünschens-
wert, wenn nicht nur Kostenüberle-
gungen in die Entscheidungen ein-
fließen würden, sondern vor allem 
Überlegungen, wie es behinderten 
Menschen erleichtert werden kann 
bewährte und funktionierende “Le-
bensformen” beizubehalten.

Mit einem übereilten Zahlungs-
stopp setzt man die betroffenen 
Menschen in Handlungsdruck, 
ohne dass die Behörde sich zur Zeit 
sicher sein kann, ob beispielswei-
se der Europäische Gerichtshof für 
Menschenrechte eine solche Ent-
scheidung letztendlich unterstützt.

Gerhard Lichtenauer, 
Daheim-statt-Heim.at, schrieb am
3. Februar 2008

Bürokratie erstickt Mensch-
lichkeit,

wenn Selbstbestimmung, Grund- 
und Freiheitsrechte durch bürokra-
tische Unsinnigkeiten ausgehebelt 
werden. 

Dies geschieht mit einer frappie-
renden Unverfrorenheit, wenn es 
sich um pflegebedürftige, auf Hilfe 
angewiesene Menschen handelt, um 
sie der Verwaltung, Fremdbestim-
mung, Kasernierung und kommer-
ziellen Verwertung zuzuführen.

Wie lange haben Schreibtischtä-
ter noch das Sagen, wie lange blei-
ben die Bedürfnisse der Menschen 
unberücksichtigt und wie lange 
noch die Appelle von Betroffenen 
ungehört?

Christina Fuchs schrieb am 
4. Februar 2008

WG für Menschen mit einer 
Behinderung

Der Generalanzeiger in Bonn (17. 
Januar 2008) berichtete über die In-
itiative einer Familie, ein Wohn-
haus zu bauen in dem der Sohn und 
vier weitere Behinderte leben kön-
nen. SPD und Grüne lehnten das 
Vorhaben ab. “Wir dürfen keine 
Ausnahmen machen”.

Eine Flut empörter Leserbriefe 
antwortete auf die Ablehnung. Da 
wird Elterninitiative bestraft. Der 
Staat sollte auch seinen behinder-
ten Mitbürgern keine, ihre Lebens-
planung einengenden, Vorschriften 
machen.

Leserbriefe nachzulesen in der 
Ausgabe Generalanzeiger Bonn 
vom 2. und 3. Februar 2008.

Monika Hamester schrieb am 
11. Februar 2008

Wehrt Euch!

Ich betreibe seit 12 Jahren einen 
ambulanten Pflegedienst in Schles-
wig-Holstein. Seit rund 8 Jahren 
betreuen meine Mitarbeiter und ich 
rund-um-die-Uhr in mittlerweile 7 
unabhängigen Wohngemeinschaf-
ten im südlichen und nördlichen 
Schleswig-Holstein zwischen 36 
und 42 schwerstbehinderte, über-
wiegend jüngere Menschen mit 
zum Teil schwersten erworbenen 
Hirnschäden, zum Teil im Wachko-
mazustand bis hin zur Beatmungs-
pflichtigkeit.

Was wir, der Pflegedienst, die 
Angehörigen, Betreuer und auch 
Patienten in den Jahren seit 2000 
erlebt haben, würde ganze Bücher 

füllen, wenn ich denn die Zeit fän-
de diese alles aufzuschreiben. Bei 
uns war und ist bis heute das größ-
te Problem der örtliche Sozialträger 
im Kreis Herzogtum-Lauenburg im 
südlichen Schleswig-Holstein. Vor 
2 Jahren hatte sich die Situation so 
zugespitzt, dass der Verein mobile 
e.V. über die Lübecker Nachrich-
ten die Öffentlichkeit informiert 
hat. Hierzu verweise ich für weitere 
Informationen auf die Internetseite 
des Vereins www.mobile.li

Dieser Verein hat sich im Jah-
re 2002 aus Mitarbeitern meines 
Pflegedienstes, sowie meiner The-
rapiepraxen, betroffenen WG-Be-
wohnern, Angehörigen, Betreuern, 
Rechtsanwälten, Ärzten und enga-
gierten, an der Sache interessierten, 
Mitbürgern aus den umliegenden 
Gemeinden der Wohngemeinschaf-
ten begründet.

Wenn ich sage, dass meines Wis-
sens zurzeit ca. 45 Sozialgericht-
verfahren der von uns versorgten, 
teilweise bereits verstorbenen und 
noch in den WG`s lebenden Men-
schen anhängig sind, dürfte das in 
ungefähr die Brisanz des hier ge-
schriebenen unterstreichen. Mitt- 
lerweile schießen in ganz Schles-
wig-Holstein Wohngemeinschaften 
wie Pilze aus dem Boden. Ich den-
ke, wir haben es am dicksten abbe-
kommen, da wir mit unserem Ver-
sorgungskonzept, das bereits vor 8 
Jahren gestartet wurde, mit Sicher-
heit eine Vorreiterrolle innehatten. 
Die Zeit war und ist eigentlich im-
mer noch nicht reif für derart inno-
vative Versorgungsformen.

Wer mehr über unsere Arbeit 
wissen möchte und vor allen Din-
gen wie man sich gegen die großen 
und kleinen Widrigkeiten wehrt, 
kann jederzeit den Verein, aber 
auch mich persönlich gerne kontak-

Marsch aus den Institutionen / Daheim statt Heim


